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Amtliches MrkündigungsmaLI
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Be»«8»prei»
Grotzh. Bad. Amtr- and Amt-gerichtsderirk Dvrlach.

bei Sonderbezug »ierteljährlich 1 ^ »h«e Beste»,rld . — Preis der »weiaefpaltenen Zeile 2»
Druck und Verla , von « d,ls » up » in Durlech . — Fernsprecher Nr . S04.

Le so . Freitag , de« 8 . November 1S18.

- Unter BkAugmchm » aulf § 2 Absatz 8 des Darlehnskassen-
Gesetzes vom 4. August 1914 (ReichSgesehbr . S . 340) wird nach¬

stehend die Beschreibung der neuen DarlehnSkaffenschrine >»
2ll Mark vom 20. Februar ISIS zur öffentlichen Kenntnis -»
bracht.

Karlsruhe , Len 2 . Oktober ISIS. .
Grohh . Ministerium der Finanzen . ""

Der Ministerialdirektor :
Sch ellenberg . vr . Fetzer.

Beschreibung ckk
- es neuen Darlehnskasscnscheines zu 26 Mark ^

vom 20 . Februar 1918 .
Das Papier der neuen Darlehnsdassenscheine zu 20 M. in

Buchdruck enthält , ebenso tvic bei den bisherigen Scheinen
gleichen Wertes , als durchscheinendes Wasserzeichen wiaderkeh -
rend die Zahl 20 in einer Umrahmung von verschlungenen
Linien . Eilt Streifen aus pnrpurroten , in das Papier ein¬
gebetteten Fasern zieht sich in senkrechter Richtung mitten über
ßie Rückseite . Der Schein ist wie der bisherige 9X14 cm
groß . Rings um das Druckbild herum bleibt auf beiden Sei¬
ten sin cm breiter tlland frei .

Die Berberseite trägt aus einem brauirgelben Schutzdruck
einen hellviolellen Tonplattendruck und dariwer die rcklbraune
Zeichnuirg und die dunkelbraune Schrift . Das Gesamtbild wird
durch einen reich verzierten Rahmen eingefaßt , der in allen
vier Ecken die Zahl „20" und in der Mitte der oberen Leiste
das Wort „ Darlshnskassenfchein" enthält . Unter letzterem steht
aus einem mit Zierwerk gefüllten Grunde die Hauptzeile
„ Zwanzig Mark " in deutscher Schrift . Die beiden links und
rechts sich unterwärts anschließenden rechteckigen Seitenselder
find zweiteilig und enthalten oben je die große Z<E „2V",
darunter links einen Pallaskopf , rechts einen MerkurO -h , beide
nach innen schauend . DaS Hauptmittelfeld zeigt Ort und
Ausgabetag , die Behörde und die Unterschriften in dem Wort¬
laut :

Berlin , den 20. Februar 1919. ^ r ..^ '

Reichsschuldenverwaltung.
v -Vock//-

Unter den Namen ist, Wieder von besonderen Zierleisten
eingefaßt , zweimal der kreisförmige Stempel mit dein Reichs¬
adler und der Umschrift „ Reichsschuldenverwaltung

" in
Onadraten ' angebracht, deren vier Ecken mit der Zahl „20 " aus -
aesüllt sind . In dem übrig bleibenden Feldchen der unteren
Randleiste steht auf einem Punktmuster die Strafandrohung
in dem Wortlaut :

„Wer Darlehnskassenscheine nachmacht oder verfälscht oder
irachgemachte oder verfälschte sich verschafft und in Ver¬
kehr bringt , wird mit Zuchthaus nicht urrrer zwei Jahre »
bestraft .

"
Der Drück der Rückseite ist zusammengesetzt aus einem

Schutzdruck in gelb, einer Tonplatte in violett und einer Zei¬
chenplatte in dunkelbraun .

Die Zeichnung zerfällt in drei wiederum von einem verzier¬
ten Rand zusammengeHaltens Hauptfelder . Der Rand trägt
in allen vier Ecken die Zahl „20 " und in der oberen und unte¬
ren Seifte den Text : „Mark Darlehnskassenschein Mark"

. Im
HauptsÄw links steht ein gepanzerter Krieger , rechts eine mit
- eu Sinnbildern des Friedens geschmückte Gestalt . Unter
stiesen beiden Feldern ist ein Rarem für die rotgedruckten
Wummern freigelassen. Das übrigblcibende Mittelfeld geigt in
drei Ouerfeldern oben den Reichsadler, in der Mitte von
reichem Zierwerk umgeben und groß ansgeführt die Zahl „20*

sjowie darunter in deutscher Schrift die Bezeichnung „ Mark".
Berlin , den 8 . September 1918 .

Hauptverwaltung der Darlehnskasse«.
Havcnstein. Maron .

Durlach. GKterrechtsregtstereintrag. OhneSesr,
Fritz , Goldschmied in Durlach, und Marie geb . Klein .
Vertrag vom 7 . Oktober ISIS , Errun - enschastlgemeinschaft.
Für Torbehaltsgut der grau werden erklärt : ») die in Z I
des Vertrags bczeichneten beweglichen Sachen und Wert¬
papiere , d ) alle », was di « Frau durch Vrdsolge , durch Be»
« ächtnis oder als Pflichtteil erwirbt oder w «S ihr »ater
Letenden von einem » ritten «n«» t,rltlich »»gewendet wird .
Amtsgericht.

Krietslerstuu- en betreffend .
Di« Semeindedeh- rde zu Weingarten wird gemäß der

Porschrift In 8 21 Absatz 3 deS KriegsleistungSgesetzeS auf-
gef»rdert , die am 10 . September 1 » 1S über Vergütungen
für Kriegslristungen gemäß 8 3 Ziffer 1 und 2 K L,* .
ausgestellten Bergütungsanerkenntnisse zur Empfangnahme
der festgesetzten Vergütung nebst Zinsen durch Vermittelung
des Sr . Bezirksamts der Gr . Landeshauptkasse in Karls¬
ruhe »orjulegen

Der Zinsenlauf endigt mit dem Monat Oktober 1918 .
Karlsruhe , den 21 . Oktober 1918 .

Gr,ßh . Bad . Landeskommissär für die Kreise Karlsruhe
und Baden .

1,30 M.
1L0M .
1L0M .
1,20 M.
6.00 M.
5,00 M.
5,00 M.

« erauurmAhuug .
(Vom 11. Oktober ISIS.)

Höchstpreise für Wild betr.
ISIS
V5S)

. . -2— --- -— Kriegsernäh -
rungsamts vom 17. Sspterüber 1916 über Li« Festsetzung Ler
Preise für MD (ReichSgcsetzbkatt Seite 1046) sowie auf Gvurch
- es Höchstprsjsgesetzes vom 4 . August 1914 in der Fassung vom
17. Dezember 1914, 21 . Januar 1915 und 22 . März 1917
(Rerchsgesetzblatt 1914 Seite 339 , 513 ; 1915 Seite 26 ; 1917
Seite L63) soürne auf Grund der Burvdesratsi>erordnung von?
tz. Mai ISIS gegen Preistreiberei (Reichsgesetzblatt Seite 898
wird folgendes bestimmt:

8 i .
Boi dem Verkauf durch den Jäger dürfen folgende Preise

nicht überschritteri werden :
Bei Rot - und Damwild (mit Decke ) für 1 Pfund
bei Wildschweinen (mit Schwarte ) für 1 Pfund
bei RcUoild (mit Decke ) für 1 Pfund
bei Hasen mit Balg , unansgeworfen , für 1 Pfund
bei Fasancnhähnen für das Stück
bei Fafanenhennen für das Stück
bei Wildenten für das Stück
In diesen Preissätzen sind die dem Jäger durch Verbringung

Wstdes zur Bahnstation oder Post ettva erwachsenden Koste*
«L-egrikfen.

8 2.
Bei dem Verkauf im Kleinhandel an die Verbraucher dürfen

folgende Preise nicht überschritten werden :
Bei Rot - und Damwild

beim Verkauf in ganzen Stücken (nmt Decke )
1 Pfund

für Rücken und Keule (Ziemer und Schlegel)
1 Pfund

für Lstalt und Birg für 1 Pfund
für Kochfleisch (Ragout ) für 1 Pfund

Best Wildschweinen
für Rücken und .Keule ( Ziemer und Schlegel) für

1 Psurrd
für Blatr oder Bug für 1 Pfund
für Kochfleisch für 1 Pfund

Bei Rehwild
beim Verkauf in ganzen Stücken (mit Decke )

1 Pnnd
für Rücken und Kerne (Ziemer und Dchteget )

l Pfund
für B .rtt oder Bug für 1 Pfund
für Kochfleisch für 1 Pfund

Bei Hasen
beinr Verkauf in ganzen Stück« ,, unauSgewvrfen, mit

oder ohne Balg für 1 Pfund 1^ 0 « .
kür Rücken (Ziemer ) und Schlegel für 1 Pfund IFO W
Air Kochfleisch (Vobderläufe , Buge, Hals , Kopf , Lunge,

Leber uns Herz ) für 1 Pfund VZO W
Fasanenhähnen für ein Stück 7,00 « .

K»s«« nhennen für ein, Stück 8,0« L .
Wildente« für ein Stück S,Ö» «

S -
tritt mit dem Lag He« verkünd ««,

Auf de» gleichen Tag tritt unsere Bekanntmm
:mo» 1Ä7 , Regelung der Wildpreis« betr. (St

i. November 1917), anher

für
1 .40 « .

für
2.50
1B0M .
0,00 « .

2,50 « .
1I0 A .
1,0V « .

für
1 .7» « .

für
3,00 « .
2,00 M.
0,80 « .

Bei
Bei
Bei

Lpvs« Veöanntneachu
i« Kv f
dam 2 Rodembe» 1917
ailMg er Nr. gk» vom 4

Karlsruhe , den 11 .
HtrniA M ' > ' ^ - rinin

^ Nt « n

Oktober IS« .
b«O Inner »

wilef

S «M >h



» enofieuschaftSregistereintrug . Zu « , us » « -
Verein für Durlach und Umg,,end e . G m. » . H.
i » Durlach wurde eingetragen : Dar seitherige Vorstand»«
Mitglied Theodor Strezzabosko ist au» dem Vorstande aus«
geschieden, Dreher Christian Schucker in Durlach ist als
Vorstandsmitglied bestellt worden , Amtsgericht Durlach.

Verordnung
dder Baetterteffeln auS der Ernte IMS.

Bo-m 2. September 1918.
Der Bundesrot hat auf Grund des § 3 des Gesetzes überdie Erinächtigung des Bundesrats zu wirtschaftlichen Matz ,mchmen usw. vom 4 . August 1914 (Reichs-Gesetzbl . S . 327 ) fol-- ende Verordnung erlaffen :

8 1-
Saatkartoffeln dürfen nur an Kommunalverbände , land¬

wirtschaftliche Berufsvertretungcn oder an solche Personenabgesetzt iverden , die sie selbst zur Aussaat verwenden wollen.Der Absatz darf nur durch den Erzeuger , durch Kommunal -vevbäirde oder durch landwirtschaftliche BerufSvertretungeuerfolgen.
Landwirtschaftliche Vereinigungen , Haschier oder Genossen¬schaften können als Vermittler zugezogen toerdc« .

8 2 .
Saatkartoffeln dürfen aus einem Kommunalverband in einenandern nur geliefert werden, tvenn die Lieferung auf Grundeines schriftlich ^ geschlossenen und von dem Kommunalver¬band , aus dessen Bezirk die Kartoffeln geliefert werde» , ge¬mäß Z 8 genehmigten Vertrags erfolgt .

8 3.Di« Genehmigung darf nur erteilt werden , wenn der Ver¬trag bis zum 15. November 1918 einschließlich ach»' schloffenist und seitens der Erwerber , sofern nicht landtvirtschoftlicheBerufsvertretungen oder Komlnrunalverbäride die Erwerber
. find, eine Bescheinigung des Kommunalverbaiches , in dem dieKartoffeln zur Aussaat verwendet werden sollen , beigebrachiwird, daß die Lieferung zur Deckung des Saatgutbedarss desErwerbes erforderlich ist . Ist e-ine landwirtschaftliche Berufs .Vertretung .der Erwerber , so hat sie entsprechende., für die ein¬zelnen Besteller nusgefertigte Bescheinigungen dos Konnuu-nalvevbandes vorzuleaen. Ist ein Kommunalverband der Er¬werber , so tritt an Stelle der Bescheinigung des Kvinmunal -verbandes eine solche der ihm übergeordneten Vermittlungs¬stelle (§ 6 der Verordnung über die Kartofseldersovgruw von ,18. Juli 1918 — Reichs -Gesetzbl . S . 788 -- ) . Die Rcichs -kartoffelstelle kann nähere Bestimmungen über die Voraus¬setzungen der Erteilung der Bescheinigung und ihren Inhal ,troffen .

Der Antrag auf Genehmigung ist alsbald nach Abschluß desVertrags , spätestens bis zum 25 . November 1918 , zu stellen .Die Slenehmigung ist zu erteilen , wenn die im 8 l , 8 3Abs . 1 , 3 bezeichneten Voraussetzungen Vorlieben und die vonder zuständigen Stelle festgesetzten
"

Richtpreise (8 6 Abs. 2 >nicht überschritten sind . Sie kann trotz Vorliegens dieser Vor¬aussetzungen versagt und, sofern sie bereits erteilt ist, wider¬rufen werden, wenn bei Erfüllung des Vertrags der Veräuße¬rer mehr als die Hälfte der in der Mrtsckaftskarte errech¬nten ablieferungspflichtMN Menge als Saatkartoffeln lie¬fern würde . Die Genehmigung kann ferner versagt oderwiderrufen werden, wenn die Landeszentralbehörde der Ver¬sagung oder dem Widerrufe zustimmt .Der Kommunalverband , in dessen Bezirk die Karroffeinzur Aussaat Vevtvendet werden sollen, ist von der erteiltenGenehmigung oder einem Widerrufe der Genehmigung un¬verzüglich in Kenntnis zu setzen.
8 4-

Die Kommunalverbände haben bis zum 1 . Dezember 1918der ReichÄkartoffelstelle eine Überficht der von ihnen geneh¬migten Verträge einznreichen.Die Reichskartoffelstellehat die auf Grund der genehmigtenVerträge zu liefernden Kartoffeln dem Kommunalverbaiüi aufdie gemäß der Verordnung über die Kartoffeldersorgung vom18 . Juli 1918 ( Reichs -Gesetzbl . S . 738 ) aus seinem Bezirke zuliefernden Kartoffeln anzurechnen . Dem Aommunalverband ,in dessen Bezirk zu liefern ist, sind die Mengen entsprechendanzurechnen .
8 8.

Kartoffeln , die als Saatkartoffsln ertvorben sind , dürfen»nr mit Genehmigung des KomniunailverbandeS und, wennein Kommunalverband der Erwerber ist, nur mit Geneh¬migung der höheren Verwaltungsbehörde zu anderen als zuSaatzwecken verwendet werden. Macht die Beschaffenheit derVon einem Kommunalvevband erworbenen Kartoffeln einensofortigen Verbrauch erforderlich, so bedarf eS dieser Ge«nehmtgung nicht ; der Kommunalverband hat in diesem Mall«der höheren DertvoliungSbehorde unverzüglich von d« ande»'Metten Verwendung Anzeige zu erstatten .
8 S-

Die Vorschriften im 8 2 der Verordnung Wer die PreiseAr Hülsen-, Hack und Ölfrüchte vom S. Mär , 1« » ,'Veich«-
WosetzM . 8 . läs » »vk « ! nicht für Taatkurtoffsl «, .

Die landwirtschaftliche» Berufsvertretungen können für die
in ihren Bezirken gewachsenen Saatkartofseln Richtpreise sesh-
setzen, deren Höhe der Genehmigung der Landsszentrat ,
behände oder der von ihr bestinrmten Behörde bedarf . Soweit
die landwirtschaftlichen Berussvertretungen von dieser Bef»«,
nis keinen Gobrcncch machen , hat die Festsetzmvg von Richtprei.
sen durch die Landeszentralbehörde oder die von ihr bestimmte
Behörde zu erfolgen .

8 7 . .
Verträge über Saatiarwffeln , die vom Ausschuß für Pfianz -

kartoffeln der- landwicischastlichen Körperschaften Deutschlandsals Originalzüchtungen oder Staudenau -Äese (Eigenbau ) er¬
klärt sind , find an die im 8 3 Abs . 1 Satz 1 , Ws . 2 bestimmten
Fristen nicht gebunden ; auf solche Verträge finden die Vor¬
schriften im 8 3 Abs . 3 Satz 2 und 3 , 8 4 keine Anwendung .

8 8.
Die Landeszeurralb .chörden erlassen dre Bestimmungen zur

AildfüLrnug dieser Verordnung . Sie bestimmen, lver als
Kvunnunalverband . als höhere Verwaltungsbehörde und als
landsvirtschaftlicke Berussvertretnng im Sinne dieser Verord¬
nung anzuseheu ist . Sic können bestimmen, daß an -stelle des
Kommnnatvecbandes dessen Vorstand tritt .

Der Staatssekretär LcS KriegscrnährungsamtS kann Aus¬
nahmen von den Vorschriften dieser Verordnung Anlässe».

8 9.
Mit Gefänchiis bis zu einem Jahre und mit Geldstrafe bis

zu zahntausend Mark oder mit einer dieser Strafen wird be¬
straft , !oer den Vorschriften in den 88 1 . 2 zuwiderhandelt .oder der Vorschrift im 8 5 zuwider Kartoffeln , die von ihm als
Saatkartoffeln erworben sind , ohne die erforderliche Geneh¬
migung zu anderen als zu Saatzwccken verwendet.Neben der Strafe kann auf Einziehung der Vorräte , aufdi« sich die strafbare Handlung bezieht, erkannt werden, ohne
Unterschied, ob sie dem Täter gehören oder nicht.

8 10.
Diese Verordnung tritt mit dem Lage der Verkündung ft»Kraft . Der Reichskanzler bestimmt den Zeitpunkt des Außer¬

krafttretens .
Berlin , den 2. September 1918.

Der Reichskanzler:
In Vertretung

von Wald » tu.

Verordnung . i
Vom 8 . Oktober ISIS.

Saatkartofseln betreffend.
Vmn Vollzug der Bundesvatsverordnungvom 2 . Septrorb «

, 918 scher Saatkartofseln aus der Ernte 1918 (Reichsgesetz¬blatt Seite 1092 ) wind verordnet , was folgt :
8 i .

Im Sinne der Bundesratsverordnung ist Landeszentral¬
behörde das Ministerium des Innern , landwirtschaftliche Bc-
rufsvertvetung die Badische Lanowirtschaftskammer , Vermitt¬
lungsstelle nach § 3 Absatz 1 Satz 3 sowie höhere Verwaltungs¬
behörde nach 8 5 die Badische Kartosfelöersorgung .

8 2 .
Innerhalb eines Kommunalberbands bedarf der Absatz vo »

Saatkartoffeln zwischen den in Z 1 Absatz 1 der BunidesratS-
verordnung bezeichneten Personen keiner Genehmigung . Fürden Versand von Saatkartoffeln innerhalb des Kommunalver¬
bands sowie für den Versand in auswärtige Kommunalvec-
bände gelten die Bestimmungen unserer Verordnung ^ vom
2 . April 1918 , Beförderung von Kartoffeln betreffend (Gesetzes -
uNd Verordnungsblatt Seite 98 ) .

8 3 . ,Bei Erteilung der Genehmigung der Lieferungsveriräge
durch den Kommunakverband des ÄuSfuhrsrts sowie bei Aus¬
stellung der Bescheinignng durch den Kornmunalverband des
Einfuhrorts haben die Kommuiialverbände daraus zu achte »,
daß der Saatkartoffclverkehr nicht unnötig erschwert Wird . Die
Entscheidungen sind zu beschleunigen .

Die Lieferung von Daatkartosfeln auf Grund genehmigter
Verträge ist an keine Frist gebunden.

8 4-
Die Kommunalverbände hcck>en darüber zu wachen , daß me

in ihren Bezirk gelieferten Saatkartoffeln auch tatsächlich zur
Aussaat verwendet werden, sofern nickst nach 8 0 der BundeS-
ratSverordnung eine Ausnahme zulässig ist.

8 5 .
Die nach 8 4 der Bundesratsverochmnig von den Kvmrrm -

»alverbänden vorzulegende Übersicht ist bei der Badischen Kar¬
toffelversorgung in doppelter Fertigung etnzureichen.

8 S.
Dies« Verordnung tritt mit dem Lage der VerkiinLung »

Ko-st.
V « » l » r » he . Nrn S. Oktober ISIS.

Grutzh» Ministerium de» Km»«, «.
» unBvtzmun . De. SchMffktz.



155 —

B - rordnnnz .
Nom S. April ISIS.

NefKrderung von Kartoffeln betreffe»!».
Aus Grund der BundeSratSverordnungen vom L8. Nunl 1917

Uber die Kartoffeldersorgunchim Wirtschastssah-r 1917/18 (Reichs.
Wesetzblatt Seite 8691 und vom 16. Auaust 1917 über Saat »
r -rrtoffeln aus der Ernte 1917 (Reichs .Gesetzbkatt Seit « 711 ) ,
der Verordnungen des KriegsernährungSmnts vom 16. Augluft
1917 über Kartoffeln lReicbs -Gesetzblatt Seite 7181 und vom!
8. Februar 1918 über Saatlartoffeln (Reichs -Gesetzblatt Seite
721 in Berbinduna mit der Bundesratsverordnung vom 38 .
September 1918- über die Errichtung von Preisprüfunqsstelkn
und di« Versoraunpsregelung in der Fassung vom 4 . November
1916 (Reichs-Gesetzblatt Seite 697 . 728 ) wird verordnet , was
folgt :

8 1 .
Der Versand von Sveise- , Fabrik- und Futterkartoffeln mit

der Babn oder dem Schiff ist nur mit einem von der EteschäftS-
stelle der Badischen Kartoffelversorgung abgcstempclten Fracht¬
brief (Ervreßautkartel zulässig .

Der Versand von Saatlarioffeln mit der Bahn oder dem
Schiff ist nur mit einem vom Kommunalverband des Versand¬
orts abgestempelten Frachtbrief (Erprestgntkartel und . so¬
fern der Versand durch eine landwirtschaftliche Vereinigung
des Großherzogtums erfolgt , auch mit einem von der Ge-
schäftsstcllc der Badischen Kartosfclversarpung ausgestellten
Frachtbrief l

'Erpreßantkartel aestattet.
Der Versand von Speise- . Fabrik - . Futter - und Saatknrtof -

feln mit der Babn oder dem Schiff ohne abgestempelten Fracht¬
brief (Erpres -.antkartel ist verboten.

8 2 .
Der Versand oder die sonstige Verbringung von Speise -,

Fabrik - , Futter - und Saatkarlosfeln mit Fuhrwerk oder Kraft -
Wagen in eine andere Gemeinde ist nur mit einem von « Bür¬
germeisteramt des Versandorts ausgestellten Beförderungs¬
schein zulässig.

Der Beförderer hat den Beförderuugsschein bei sich zu
führen und den mit der Überwachung des Lebensmittelver¬
kehrs Beauftragten auf Verlangen vorzuzeigeu.

Die Beförderung darf nur an dem Tag erfolge» , welcher
von dem Bürgermeisteramt dcS Versandorts als Abgangstag
Vermerkt ist.

Die Beförderung von Kartoffeln mit Fuhriverk oder Kraft¬
wagen in eine andere Gemeinde ohne Beförderungsfchei » oder
nach Ablauf seiner Gültigkeit ikt verboten.

8 3 .
Zuwiderhandlungen werden, sofern nicht eine höhere Strafe

verwirkt ist , mit Gefängnis bis zu 6 Monaten oder mit Geld¬
strafe bis zu 1600 M . bestraft. Kartoffeln , welche den Vor¬
schriften der Ztz 1 und 2 zuwider befördert werden , unterliegen
der Beschlagnahme und Einziehung ohne Unterschied, ob sie
dem Täter gehören oder nicht.

8
Die Verordnung tritt mit dem Tage der Verkürzung in

Kraft.
Karlsruhe , den 2 . April 1918 .

Großherzogliches Ministerium des Inn » »« . -

I . A . : I) r . Schneide r . vr . Schühly.

<
' Verordnung . . 7

Vom 2 . Oktober 1918 .
' ?

Den Verkehr mit Wein betreffend.
Aus Grund der Bundesratsverordnung vom 26 . September

1916 über di« Errichtung von Preisprüfungsstellen und die
Versorgungsregelung in der Fassung vorn 4 . November 1918
und 6. Juli ISIS (NeichS-Gefetzblatt 1916 Seite 607 , 728 und
1916 Seite 678 ) und auf Grund der Verordnung des Reichs¬
kanzlers vom 31 . August 1917 über Wein ( Reichs -Gesetzblatt
Seite 751 ) wird verordnet , was folgt :

8 1 -
'

Als Wein im Sinne dieser Verordnung gelten die durch
alkoholische Gärung aus dem Saft der frischen Weintraube
hergestellten Getränke , einschließlich der Dessertweine ( 88 1
und 2 des Weingesetzes vom 1 . ?lpril 1909 — Reichs-Gesetzblatt
Seite 396 —

8 2.
Die Versteigerung von Wein eigenen Gewächses ist nur mit

Genehmigung des Landespreisamts zulässig.
8 3.

Wer Traubenmaische . Traubenmost oder Wein in Mengen
von mehr als 30 Liter oder Trauben zur Wcinbereilung am
Stock beim Erzeuger oder k>- > einen,- Wcitervrrkäuser im
Großherzogtunt erwerben will, bedarf hierzu eines Geueh-
mürumBütietus .

Me Abgabe von Tvaubenmaische, Traubenmost oder Wein
in Mengen von mehr als 30 Liter oder von Trauben zur
Weinbereitung am Stock ist nur zulässig, wenn sich der Er -
Werber gegenüber dem Veräußerer über den Besitz des Ge-
nehmigungsscheins auSweist.

Die in der Verordnung des Reichskanzlers vom 31 . August
1917 getroffenen Bestimmungen über die Erlaubnis zum
Handel mit Wein werden durch die Vorschrift des Absatzes 1
nicht berührt .

8 4-
Der Genehnngungsfchein mutz Vor- und Zuname , Wohnsitzoder Sitz der gelverblichen Niederlassung des Erwerbers , die

Menge des Weins , deren Erwerb genehmigt ist, den Tag der
Ausstellung des Genehmigungsscheins sowie die Dauer seiner
Gültigkeit enthalten .

8 S .
Der Genehmigungsschein für solche Erlserber , welche in

Baden wohnen oder daselbst seit dem 1 . Januar 1917 eine
gewerbliche Niederlassung besitze,! , wird von dem Bürgermei¬
steramt des Wohnorts oder der gewerblichen Niederlassung
des Erwerbers oder von der vom Bürgermeisteramt bezeich-
neten Stelle erteilt . Der Genehmigungsfchein für Erwerber ,
welche weder in Baden wohnen noch daselbst seit dem 1 . Ja¬
nuar 1917 eine gewerbliche Niederlassung besitzen , wird dom
Landespreisamt ausgestellt .

^ . 8 «-
Den Genehmigungsschein hat der Erwerber beim Ankauf

mit sich zu führen und aus Verlangen den Polizeibeamtea
»der den Beauftragten des Landespreisamts borzuzeigen.

8 7.
Das Larchespreisamt ist befugt, über die Ausstellung der

Henehmigungsscheine nähere Bestimmungen zu erlaffen . Ins¬
besondere kann es die Höchstmenge von Wein , für deren Er¬
werb ein Genehmigungsschein ausgestellt .werden darf , begren¬
zen und Vestimnrungen über die Verpflichtung -der Inhaber
der GenehmignngSscheine treffen .

8 8.
Die Ausfuhr von Tvaubenmaische, Traubenmost oder Wein

in . Mengcn von mehr als 30 Liter oder von Trauben zur
Weinbereiffuig aus dem Großherzogtum ist nur ans Grund
einer Versmrdgenehmignng gestattet . Die Versandgenehmigung
wird bei Beförderung der Ware mit der Bahn oder dem
Dampfschiff auf dem Frachtbrief vermerkt. Erfolgt die Ans-
ftrhr in anderer Weise, so wird die Versandgeushmigung in
Form eines Beförderungsscheins erteilt , rvelchen die die Ware
nach anßerbadischen Orten verbringende Person bei sich zu
führen - hat . Zur Gültigkeit des Beförderungsscheins ist er¬
forderlich, daß auf ihm vom Bürgermeisteramt des Versand¬
ortes der Mgangstag unter Beifügung des bürgcrmeiste.c-
amtlichen Stempels vermerkt wird . Die Beförderuiog darf
nur an dem Tage erfolgen, tvelcher vom Bürgermeisteramt des
Versandortes als Abgangsort vermerkt ist.

8 9.
Dm Erteilung der Versandgenehmigung erfolgt durch -das

Landespreisamt . Der Antrag auf Erteilung der Versand¬
genehmigung ist schriftlich beim Landespreisamt rmzureiche»
unter Angabe vo » Vor - und Zuname , Wohnort oder S P der
getverblichen Niederlassung des Versenders u n d des Emp¬
fängers sowie der Art , der Menge und des Preises der zu ver¬

sendenden Ware . Falls die Beförderung mit der Bcrhn L >er
dem Dampfschiff eriolgen soll, ist dem Antrag der Frachtbrief
beizufügcn.

8 ' 6.
Das Landespreisamt ist befugt , die Erteilung der Versund-

genehniigung nach näherer Weisung des Ministeriums ,
des

Innern von der vorherigen Erlegung eines Betrags abhängig
zu machen , lvelcher den , Unterschied zwischen dg», aus der Fest¬
setzung von Richtpreisen, für das Größhcrzogtmn sich erge¬
benden Einstandspreisen und den Einstandspreisen für gleich¬
artige Weine im Ausfuhr .gebiet entspricht. Diese Mittel sollen
vorzugsweise für die Förderung des Weinbaues verwendet
werden.

8 " . ..
Winzer , Winzervereinigimgcn , Händler und Erwwber von

Wein haben dem Landespreisamt auf Verlangen Auskunft
über den Geschäftsbetrieb u,ü> insbesondere über die vorhan¬
denen Vorräte von Wein zu erteilen .

8 12.
Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften dieser Verord¬

nung und der auf Grund derselben erlassenen Anordnungen
des Badischen Landespeisamts .werden mit Gefängnis b,s zu
6 Monaten oder mit Geldstrafe bis zu 1600 M. bestraft .

8 13.
Diese Verordnung tritt mit dem Tag ihrer Verkündung ,n

Kraft . Auf den gleichen Tag tritt unsere Verordnung vom 22 .
Oktober 1917 , den Verkehr mit Wein betreffend, in der Fas -

fung vom 21 . Dezcinber 1917 (Gesetzes- und Verordnungs¬
blatt Seite 349 und 438 ) außer Wirksamkeit.

Karlsruhe , den 2. Oktober 1918 .
Grotzherzoglichcs Ministerium des Inner «.

von Bodman . Or . Echühly.
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Höchstpreise und Bewirtschaftung der Rübenernte betr.
Lus Grund der BundeSratSverordnung über die Preise für

Hülfen - , Hack - und Ölfrüchte dom 9 . März 1818 (Reichsgesetz¬
blatt S . 119) und der 88 12, 18 und 17 der Bundesratsver¬
ordnung über die Versorgungsregelung vom 38 . September
1916 (Reichsgesetzblatt S . 607 ) in der Fassung der Bekannt¬
machungen vom 4. November 1916 und 6 . Juli 1916 (RcichS-
gesetzblatt 1916 S . 728 und 1916 S . 673 ) sowie gemäß der
Berordimng über Gemüse , Obst und Südfrüchte vom 3 . April
1917 ( Reichsgesetzbl . S . 367 ) und der Verordnung über Herbst¬
gemüse und Herbstobst der Ernte 1918 vom 19. Juli 1918
(Staatsanzeigcr Nr . 183 ) wird mit Ermächtigung des Großh.
Ministeriums des Innern unter Aufhebung der früher hin¬
sichtlich der Höchstpreise und Beloirtschastung der Rüben er¬
gangenen Verfügungen mit sofortiger Wirkung angeordnet :

8 1 -
1 . Der ErzeugerhüchstpveiS für den Zentner der nach-

begcichneten Rüben ans der Ernte 1918 darf nicht überstei¬
gen bei :

Fuüerrüben (Runkel- und DÄrüben ) 1,56 M.
Weiße Rüben (Wasser- oder Stoppelrüben ) 1,50 M.
Kohlrüben (Erd- oder Bodenkohlraben) gelbe 2,26 M.

weihe 1,75 M.
Futtermöhren (gelbe und weiße Pserdemöhren ) 3,06 M.
2 . Diese Preise sind Höchstpreise im Sinne der Gesetz¬

gebung betreffend Höchstpreise ; sie schließen die Kosten der
Beförderung bis zur Verladestelle des Orts , von dem die Ware
mit der Bahn oder zu Wasser versandt wird , sowie die Kosten
des Einladens daselbst ein.

3 . Hat der Erzeuger besondere Aufwendungen an Arbeit
»der au skosten für die Aufbewahrung (daS Mnmieteri . Ein¬
kellern oder dergl .) gebabt und liefert er die Ware erst nach
dem 30 . November 19p ; ab, so erhält er als Vergütung hier¬
für bei Lieferung von

einen Zuschlag von
Futterrüben 40 Pf .
We ' ßen Rüben 30 Pf .
Gelben oder weißen Kohlrüben 40 Pf
Futtcrmöhren 60 Pf .
5. Für gelbe Kohlrüben , die auf Grund eines von der

Reichsstelle für vlemüse und Obst genehmigten Vertrags ge¬
liefert werden, sind die in 8 6 des Lieserungsvertrags vor¬
gesehenen Zuschläge zu bezahlen.

. 8 2 .
1 . Rüben der in 8 l bezeichueten Art dürren nur von der

Geschäftsstelle der Badischen Gemüseversorgung aufgekauft
ond abgesetzt werden. Sie ist ermächtigt, für Lieferungen
von Runkelrüben , die vor dem. 1 . November 1918 erfolgen, eine
besondere Vergütung von 60 Pf . je Zentner an den Erzeuger
- u bezahlen.

2. Die Geschäftsstelle der Bad . Gemüseversorgung darf für
Lieferung frei Bahn - oder Schiffsverladestelle einen Groß-
handelszuschlag von 40 Pf . für den Zentner berechnen . Aus
diesem Grotzhcmdelszuschlag sind die an die Reichs - und
Landesstelle abzuführenden Kontrollgebühren , die Gebühren
für den Ortsa -ufkäufer, sowie gegebenenfalls die Umsatzsteuer
zu bezahlen.

3 . Für den Aufkauf der Rüben dürfen dem Ortsaufkäufer
höchstens 15 Pf . als Gebühr für den Zentner bezahlt werden.

Die Festsetzung und Bekanntgabe der Kleinhaitdelspreise ist
Obliegenheit der Kommunalverbände .

8 4 .
1 . Ausnahmen von der ausschließlichem Befugnis der Ge¬

schäftsstelle der Badischen Gemüseversorgung zum Aufkauf
und Absatz von - Rüben ( s. 8 2 Ziffer 1 oben) bestehen :

a) für den ' Aufkauf von Rüben , deren Lieferung durch die
von der Neichsstelle für Gemüse und Obst abgeschlossenen
oder genehmigten Verträge bedungen ist,

b) für Rüben , die vom Erzeuger unmittelbar an den im
gleichen oder unmittelbar anstoßenden Kommunalver¬
bandsbezirk wohnenden Verbraucher abgesetzt werden, so¬
fern die Rüben nicht mit der Bahn oder zu Schiff ver¬
sendet werden. Hierbei darf der Erzeuger die im 8 2
Ziff . 1 bezeichnte Sondervergütung für Runkelrüben nicht
in Anspruch nehmen.

2 . Als Verbraucher gilt nur , wer die Rüben zur Deckung
des eigenen Bedarfs im Haushalt oder landwirtschaftlichem
Betrieb oder sonst zur Fütterung des eigenen Viehs verwendet,
nicht aber , toer sie geüverblich verarbeitet .

L. Die Verwaltungsabteilung der Badischen Gemüseversor-
Ging kann iveitere Ausnahmen zulasten .

8 s.
1. Die Beförderung der in 8 1 genannte « Rüben mit der

Bahn oder mit Schiff ist nur mit Beförderungspapieren zw«
Msfig. die von der Geschäftsstelle der Badisch « , Gemüsev«rs« >
«« « «« »gestellt und «^gestempelt sind .

2 . Die Eiseiibahiidienststellci, nehmen keine beförderunas -
scheinpflichiige Sendungen ohne Bersanderlaubriis zu zustän¬
digen Stellen an . Begleitpapiere mit Änderungen , insbeson¬dere bei den Gewichtsangaben, werden von den Güterabferti¬
gungsstellen zurückgetviesen .

3 . Durch Gendarmerie und Überwachungsbeamte findet im
Benehmen mit der Eisenbahn - und Dampfschiffahrtsverwal -
mng eine Überwachung der Bahn - und SchiffSsendungen statt .

8 6.
Alle Besitzer von Rüben haben der Badischen Gemüseversor-

gung und der Geschäftsstelle derselben auf Erfordern Auskunftüber die vorhandenen Mengen nach Gewicht und Art zu geben;
sie find ferner verpflichtet, die Ware pfleglich zu behandeln
und zu bewahren .

8 7 .
1 . Die Besitzer haben die Rüben aus Verlangen an die Ge-

schäftsstelle der Badischen Gemüseversorgung oder die von
dieser bestimmten Stellen käuflich zu liefern und auf Abruf
zu verladen , erforderlichenfalls auch abernten zu lasten.

2. Für diese Rüben ist ein angemessener Preis zu bezahlen,der unter Berücksichtigmrg der festgesetzten Höchstpreise sowieder Güte und Verwertbarkeit der Ware im Streitfälle von der
Geschäftsstelle der Badischen Gemüseversorgung festgesetzt wird.

8 8-
1 . Das Eigentum an Rüben kann aus Antrag der Geschäfts¬

stelle durch Anordnung des zuständigen Großh . Bezirksamts
auf sie oder die von ihr angegebenen stellen oder Personen
übertragen werden . Die Anordnung ist an den Besitzer zurichten. Das Eigentum geht bei abgeernteten Rüben über,
sobald die Anordnung dem Besitzer zugeht. Sind die Rüben
noch nicht abgeerntct , so tritt der Eigentumsübergang erst mit
der Aberntung ein. Der von der Anordnung Betroffene ist
verpflichtet, die Vorräte bis zum Ablauf einer in der An¬
ordnung zu bestimmenden Zeit zu verwahren und pfleglich zubehandeln , nach Bedarf auch abzuernten .2. Liegt die Aberntung auf Grund eines Pachtvertragesoder eines sonstigen Vertrages einem Dritten ob, so tritt
dieser an Stelle des Besitzers, dem die Anordnung zugestellt
ist . Namentlich bleibt der Dritte verpflichtet, die Aberntung
sorgfältig auszuführen .

3 . Der Übernahmepreis wird unter Berücksichtigungder fest¬
gesetzten Höchstpreise sowie der Güte und Verwendbarkeit der
Ware von dem zuständigen Großh . Bezirksamt bestimmt. Hatder Besitzer einer Aufforderung des zuständigen Bezirksamts
zur Überlassung der Vorräte innerhalb der gesetzten Frist
nicht Folge geleistet, so ist ein nach freiem Ermessen fest-
znsetzender Abzug zu machen .

ZS -
Streitigkeiten , die sich aus der Anwendung der Vorschriftenin 8 7 und 8 ergeben, entscheidet gemäß 8 1 der Verordnung

vom 16. April 1917 (Gesetzes - und Verordnungsblatt 1917
S . 90) der zuständige Großh . Landeskommistär.

8 10.
Wegen Höchstpreisüberschreitung wird aus Grund der Ver¬

ordnung gegen Preistreiberei vom 8 . Mai 1918 (Reichsgefth-
blatt S . 395 ) mit Gefängnis und mit Geldstrafe bis zu 200 000
Mark oder mit einer dieser Strafen bestraft :

1 . tver vorsätzlich höhere Preise , als die Höchstpreise fordertSer sich oder einem anderen gewähren oder versprechen läßt ;2. wer vorsätzlich beim Erwerb für Zwecke der Weiterver -
ruheruug mit Gewinn höhere Preise als die Höchstpreise ge¬währt oder verspricht.

Ist die Zuwiderhandlung fahrlässig' begangen, so ist auf Ge¬
fängnis bis zu 1 Jahr und auf Geldstrafe bis zu 50 000 M.oder auf eine dieser Strafen M erkennen.

8 ii .Wer den bezüglich des Verkehrs und' der Bewirtschaftung
von Rüben vorstehend bezeichneten Anordnungen zuwider¬handelt , wird mit Gefängnis bis zu 1 Jahr und mit Geldstrafebis zu 10 OM M . oder mit einer dieser Strafen bestraft . Neben
der Strafe kann auf Einziehung der Ware erkannt werden,auf die sich die strafbare Handlung bezieht, ohne Unterschied ,ob sie dem Täter gehört oder nicht .

Karlsruhe , 15. Oktober 1918 .
Badische Gemüsevrrsorgun ».
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